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Freihandelsabkommen mit China – Gefahr für den Werkplatz Schweiz

Der Bundesrat muss für die Einhaltung der Menschenrechte und für Arbeitnehmerschutz sorgen.
Bundesrat Schneider-Ammann fliegt morgen Freitag nach China, um ein Freihandelsabkommen zu unterzeichnen. Die Unia verlangt, dass das Abkommen überprüfbare Sicherungen für die Einhaltung der Arbeits- und Menschenrechte der chinesischen Arbeiternehmenden vorsieht. Nur so kann eine gefährliche Dumpingkonkurrenz für den Werkplatz Schweiz vermieden werden.

Um die Arbeitnehmerrechte ist es in China schlecht bestellt: so hat die asiatische Wirtschaftsmacht weder die ILO-Normen zur Versammlungs- und Gewerkschaftsfreiheit noch jene zu den Kollektivverhandlungen (Gesamtarbeitsverträge) unterzeichnet. Kommt hinzu, dass in China die Zwangsarbeit nach wie vor weit verbreitet ist. Damit verletzt China elementare Menschenrechte. 

Das Fehlen bzw. die Verletzung solcher elementarer Mindeststandards ist nicht nur moralisch verwerflich, es bedeutet auch ein unfairer Standortvorteil für die chinesische Industrieproduktion. Dennoch reist Bundesrat Schneider-Ammann morgen Freitag nach China, um da ein Freihandelsabkommen zu unterzeichnen. Dessen Inhalt wird nach wie vor unter Verschluss gehalten. 

Für die Gewerkschaft Unia ist das Abkommen Grund zur Sorge: Ein Freihandelsabkommen ohne verbindliche und kontrollierbare Ergänzungen zur Arbeits- und Menschrechtsrechten in China wäre nicht nur demokratiepolitisch bedenklich, der Bundesrat würde damit auch dem unfairen Wettbewerb durch China Tür und Tor öffnen und so den Werkplatz Schweiz gefährden. Wenn der Bundesrat nicht dafür sorgt, dass China die internationalen Mindeststandards im Bereich der Menschen- und Arbeitnehmerrechte einhält, setzt ein solches Freihandelsabkommen die hiesigen Arbeitsplätze und Arbeitsbedingungen durch unfaire Dumpingpraktiken massiv unter Druck. 

Die Gewerkschaft Unia verlangt, dass im Interesse der Menschen in China und der Arbeitnehmenden in der Schweiz nur ein Freihandelsabkommen unterzeichnet wird, das verbindliche Verpflichtungen zur Einhaltung der elementaren Menschen- und Arbeitsrechte und der ILO-Grundnormen enthält. Zudem erwarten wir, dass das Abkommen diesbezüglich auch konkrete und griffige Überwachungsmechanismen vorsieht, in dem auch die Gewerkschaften vertreten sind.

Weitere Informationen: Rolf Beyeler, Bereichsverantwortlicher Abt. Vertrags- und Interessengruppenpolitik Unia.
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